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 RECHT 

Kartellabsprachen zwischen Arbeitgebern

Im Laufe des Jahres 2024 hat das Kartellamt der Slowakischen Republik (nachstehend „Kartellamt“) 
begonnen, sich mit einem neuen Thema zu befassen, nämlich der Aufdeckung von Kartellabsprachen 
auf dem Arbeitsmarkt, die gegen die Wettbewerbsregeln verstoßen. Ein „gesunder Wettbewerb“ auf dem 
Arbeitsmarkt ist für das Wirtschaftswachstum und die Verbesserung der Arbeitsbedingungen unerläss-
lich. Kartellabsprachen zwischen Arbeitgebern stellen daher einen schweren Verstoß gegen das Wett-
bewerbsrecht dar, der langfristige negative Folgen haben kann. 
 
Die Anwendungspraxis hat insbesondere zwei Hauptarten solcher Absprachen zwischen Arbeitgebern 
identifiziert, nämlich Abwerbeverbote, sog. „no-poach agreements“, und Gehaltsabsprachen, sog. 
„wage-fixing agreements“. Aus wettbewerbsrechtlicher Sicht ist es nicht entscheidend, ob solche Ab-
sprachen schriftlich oder konkludent geschlossen werden. 
 
Abwerbeverbote sind Absprachen, in denen sich Arbeitgeber verpflichten, gegenseitig keine Arbeitneh-
mer anzusprechen oder einzustellen. Diese Absprachen können verschiedene Formen haben, am häu-
figsten handelt es sich um Absprachen, sich die Mitarbeiter nicht gegenseitig zu übernehmen, sog. „not 
to hire“, bei dem die Arbeitgeber nicht ermöglichen, dass Mitarbeiter zwischen ihnen wechseln, oder 
Absprachen, die ein aktives Abwerben verbieten, sog. „not to solicit“ bzw. „no-cold-calling“, bei denen 
Unternehmen die Mitarbeiter von anderen Unternehmen nicht aktiv ansprechen. Aus wettbewerbsrecht-
licher Sicht ist jedoch „not to hire“ eine schädlichere Form, da diese den Vereinbarungsparteien nicht 
erlaubt, den Arbeitnehmer der anderen Vereinbarungspartei einzustellen, selbst wenn sie von dem Ar-
beitnehmer selbst angesprochen werden. 
 
Gehaltsprachen bestehen darin, dass sich Arbeitgeber gegenseitig auf ein festes oder maximales Ge-
haltsniveau einigen und damit den Wettbewerbsdruck in Richtung auf höhere Löhne und bessere Ar-
beitsbedingungen einschränken. Diese Absprachen haben negative Auswirkungen auf die Arbeitneh-
mer, einschließlich der Anwendung der Wettbewerbsregeln, d.h. sie schränken den Wettbewerb auf dem 
Arbeitsmarkt ein, was zu niedrigeren Löhnen und einer geringeren Mobilität der Arbeitnehmer führt. 
 
Damit die Arbeitgeber nicht gegen die Wettbewerbsregeln verstoßen, ist es wichtig, dass sie an eventu-
ellen formellen oder informellen Abschluss ähnlicher Vereinbarungen mit äußerster Vorsicht herange-
hen und in Anbetracht der relativ hohen Strafen den Abschluss einer solchen Vereinbarung im Voraus 
(d. h. vor dem formellen oder informellen Abschluss) mit einem Rechtsberater besprechen. Die endgül-
tige Beurteilung ähnlicher Vereinbarungen im Hinblick auf mögliche Wettbewerbsverstöße hängt immer 
von den Umständen des Einzelfalls, dem Umfang der Beschränkungen, der Zahl der potenziell betroffe-
nen Mitarbeiter sowie den Gesamtauswirkungen auf den Wettbewerb ab. 
 
Aus der Sicht des Wettbewerbsverhaltens der Arbeitgeber wird es jedoch nicht als rechtswidrig ange-
sehen, wenn sie mit ihren Arbeitnehmern ein Wettbewerbsverbot im Einklang mit dem Arbeitsgesetz-
buch vereinbaren oder sich aus öffentlichen Quellen über die Lohnbedingungen auf den Arbeitsmärkten 
informieren, um angemessen auf die Marktdynamik reagieren zu können. 

KONTAKT FÜR WEITERE INFORMATIONEN 
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 STEUERN 

Neues zum Gesetz über die Finanztransaktions-
steuer

In der Oktoberausgabe unseres Newsletters haben wir Sie auch über das Finanztransaktionssteuerge-
setz informiert, das im Rahmen des Maßnahmenpakets zur Konsolidierung der öffentlichen Finanzen 
verabschiedet wurde. Das Gesetz ist am 1. Januar 2025 in Kraft getreten, wobei der erste Besteuerungs-
zeitraum April 2025 ist. 
 
Die Finanztransaktionssteuer bezieht sich auf: 
– Belastungen des Zahlungskontos des Steuerpflichtigen, 
– Verwendung einer zum Transaktionskonto ausgegebenen Zahlungskarte zwecks Durchführung einer 

Finanztransaktion, 
– weiterberechnete Ausgabe im Zusammenhang mit der Durchführung einer Finanztransaktion in Bezug 

auf die inländische Tätigkeit des Steuerpflichtigen. 
 

 
 
Das betreffende Gesetz wurde ohne das übliche Konsultationsverfahren ausgearbeitet und in einem 
beschleunigten Verfahren verabschiedet. Es mangelt an Definitionen von Begriffen, die eine eindeutige 
Auslegung und Anwendung ermöglichen würden. Seit der Verabschiedung wurde das Gesetz zweimal 
geändert, die aufgetretenen Unstimmigkeiten wurden dadurch jedoch nicht beseitigt. Die einzige Aus-
legungshilfe sind daher derzeit die Informationsmaterialien der Finanzverwaltung, die die ausgewählten 
Modellfragen beantworten. Diese Auslegung ist jedoch weit gefasst und umfasst auch Unternehmen 
und Transaktionen, die ursprünglich nicht in den Anwendungsbereich des Gesetzes fallen sollten. 
 
Nach den zugänglichen Informationen bereiten das Finanzministerium und die Finanzverwaltung wei-
tere methodische Materialien zu den Unklarheiten bei der Anwendung des Gesetzes vor, aber es ist 
fraglich, inwieweit sie zur Lösung der strittigen Fragen führen werden. Im Hinblick auf den bevorstehen-
den ersten Besteuerungszeitraum möchten wir daher auf die Problembereiche hinweisen, die Sie betref-
fen könnten. 

Wer ist der Steuerpflichtige? 

Die größte Unbekannte ist die Definition des Steuerpflichtigen selbst. Nach dem Gesetz ist ein Steuer-
pflichtiger eine natürliche Person - Unternehmer, eine juristische Person oder eine organisatorische Ein-
heit der ausländischen Person, die Nutzer von Zahlungsdiensten eines Zahlungsdienstleisters ist und 
die: 
– ihren Sitz oder Unternehmensort im Inland hat,  
– ein Zahlungskonto bei einem im Inland ansässigen Zahlungsdienstleister unterhält, oder  
– die Tätigkeit im Inland ausübt. 
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Die Definition des Gesetzes ist etwas unglücklich, da sie als Steuerpflichtige nicht nur Personen mit Sitz 
oder Unternehmensort in der Slowakischen Republik betrachtet, sondern nach Erfüllung einer der übri-
gen Bedingungen auch jegliche ausländischen Personen. Wenn also eine ausländische Person ein Konto 
bei einem inländischen Zahlungsdienstleister hat, ist sie nach der Auslegung der Steuerverwaltung ein 
Steuerpflichtiger, auch wenn sie in der Slowakischen Republik keine Geschäftsaktivitäten ausübt. Eine 
weitere Voraussetzung – Ausübung von Tätigkeiten im Land - ist weder direkt im Gesetz noch durch 
Verweis auf eine andere Rechtsnorm definiert. Sie hängt auch nicht davon ab, ob die ausländische Per-
son in der SR einkommenssteuerpflichtig ist, zum Beispiel aufgrund einer Betriebsstätte in der SR. 
 
Nach der Auslegung der Finanzverwaltung kann also als Steuerpflichtiger auch eine ausländische juris-
tische Person, die keine Betriebsstätte in der Slowakei hat, aber slowakische Arbeitnehmer in der Slo-
wakei beschäftigt, betrachtet werden. Nach dieser Auslegung kann es sich auch um eine ausländische 
Person handeln, die in der Slowakei für MwSt.-Zwecke registriert ist, z.B. wegen des Bestehens eines 
Lagers, aber auch um eine Person ohne jedwede Registrierung, wenn sie „Tätigkeit im Inland ausübt“. 
Nach dieser Auslegung des Gesetzes durch die Steuerverwaltung kann im Prinzip alles als Tätigkeits-
ausübung in der Slowakei betrachtet werden, und der Steuerpflichtige kann jede ausländische Person 
sein, deren Transaktionen die Slowakei auch nur marginal „berühren“. 
 
Problematisch bleibt auch die Anwendung des Gesetzes auf konzerninternes Cash-Pooling, indirektes 
Cash-Pooling, virtuelle Konten sowie die Besteuerung von Auslandsaktivitäten inländischer Unterneh-
men. 
 
Zum jetzigen Zeitpunkt ist die Anwendung der Norm in der Praxis unklar. Der erste Besteuerungszeit-
raum ist April 2024, wobei für die Steuerabführung entweder der lokale Zahlungsdienstleister oder, in 
anderen Fällen, das Steuersubjekt selbst zuständig sein wird. Man kann nur hoffen, dass die oben ge-
nannten Unklarheiten geklärt werden und die Norm angepasst wird. 
 
Über die Entwicklungen werden wir Sie auf dem Laufenden halten. 

KONTAKT FÜR WEITERE INFORMATIONEN 

 

 
 
 

Einführung der obligatorischen elektronischen 
Rechnung für inländische und grenzüberschrei-
tende Transaktionen 

Auch zu den Plänen des Finanzministeriums, die obligatorische E-Rechnung einzuführen, fehlen seit 
langem aktuelle Informationen. Das Ministerium hat Informationen über eine bevorstehende Änderung 
des Mehrwertsteuergesetzes veröffentlicht, die die Ausstellung und den Erhalt einer E-Rechnung für 
inländische Transaktionen ab dem 1. Januar 2027 verbindlich machen soll. Für grenzüberschreitende 
Transaktionen wird die obligatorische E-Rechnung ab dem 1. Juli 2030 gelten. 
 

 

Milan Kvašňovský 
Associate Partner 
Steuerberater (Slowakei) 
 
T +421 2 5720 0400 
milan.kvasnovsky@roedl.com  

mailto:milan.kvasnovsky@roedl.com
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Als E-Rechnung gilt ab dem 1. Januar 2027 nur eine Rechnung, die die im Mehrwertsteuergesetz vorge-
sehenen Angaben enthält. Gleichzeitig muss die Rechnung jedoch in einem strukturierten elektroni-
schen Format erstellt, versandt und empfangen werden, das deren automatische und elektronische Ver-
arbeitung ermöglicht. Die Einführung der elektronischen Rechnungsstellung zielt nicht nur darauf ab, 
den gesamten Rechnungsstellungsprozess zu digitalisieren, Fehler zu minimieren und zu beseitigen, 
sondern auch die Daten automatisch an die Finanzverwaltung der Slowakischen Republik zu übermit-
teln. 
 
Die Einführung der E-Rechnung ist eines der mittelfristigen Ziele der Regierung zur Bekämpfung der 
Steuerhinterziehung. Grundlage dafür sind die neuen ViDA-Regeln, die der ECOFIN-Rat am 5. November 
2024 verabschiedet hat. 
 
Wir werden das Gesetzgebungsverfahren überwachen und Sie über die weiteren Schritte auf dem Lau-
fenden halten. 

KONTAKT FÜR WEITERE INFORMATIONEN 
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 WIRTSCHAFT 

Änderung der Verpflegungspauschale ab 1. April 
2025

Am 27. Februar 2025 wurde in der Gesetzessammlung der Slowakischen Republik die Bekanntmachung 
Nr. 39/2025 des Ministeriums für Arbeit, Soziales und Familie der Slowakischen Republik veröffentlicht, 
mit der die Beträge der Verpflegungspauschale mit Wirkung vom 1. April 2025 wie folgt erhöht werden: 
– 8,8 Euro für Dienstreisen mit einer Dauer von 5 bis 12 Stunden, 
– 13,1 Euro für Dienstreisen mit einer Dauer von 12 bis 18 Stunden, 
– 19,5 Euro für Dienstreisen mit einer Dauer von mehr als 18 Stunden. 
 
Diese Änderung wirkt sich auf den Mindestwert der Essensmarken und die finanziellen Zuschüsse, die 
Arbeitgeber ihren Arbeitnehmern gewähren, sowie auf den Höchstbetrag des Arbeitgeberzuschusses 
pro Mahlzeit aus. 
 
Übersicht über die Mindest- und Höchstbeträge für Essenszuschüsse und Essensmarken, die ab dem 
1. April 2025 gelten: 
 

Posten Betrag (€) 
Mindestbetrag des finanziellen Zuschusses des Arbeitgebers 3,63 
Höchstbetrag des finanziellen Zuschusses des Arbeitgebers 4,84 
Mindestwert der Essensmarke 6,60 
Mindestzuschuss des Arbeitgebers zur Essensmarke 3,63 
Höchstzuschuss des Arbeitgebers zur Essensmarke 4,84 

 
Da die neuen Verpflegungspauschalen ab dem 1. April 2025 in Kraft treten, sind diese Änderungen recht-
zeitig umzusetzen, um die Bedingung der Bereitstellung der Verpflegung im Voraus zu erfüllen. 

KONTAKT FÜR WEITERE INFORMATIONEN 

 

Dajana Summerová 
Associate Partner 
BPO 
 
T +421 2 5720 0400 
dajana.summerova@roedl.com 
 

mailto:dajana.summerova@roedl.com
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